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Antrag der Geschäftsprüfungskommission*
vom 12. Mai 2022

5809 a
Beschluss des Kantonsrates
über die Fristerstreckung für die Berichterstattung 
und Antragstellung zu den Motionen KR-Nrn. 187/2018 
betreffend Raumplanerische Massnahmen zur 
Anpassung an den Klimawandel und 129/2019 
betreffend Intensive Begrünung von urbanen Zentren 
gegen die Hitzebelastung im Zeitalter 
des Klimawandels
(vom . . . . . . . . . . . .)

Der Kantonsrat,

nach Einsichtnahme in die Anträge des Regierungsrates vom 9. März
2022 und der Geschäftsprüfungskommission vom 12. Mai 2022,

beschliesst:

I. Die Frist für die Berichterstattung und Antragstellung zu der am
29. Juni 2020 überwiesenen Motion KR-Nr. 187/2018 betreffend Raum-
planerische Massnahmen zur Anpassung an den Klimawandel wird um
ein Jahr bis zum 29. Juni 2023 erstreckt. 

II. Die Frist für die Berichterstattung und Antragstellung zu der
am 29. Juni 2020 überwiesenen Motion KR-Nr.129/2019 betreffend
Intensive Begrünung von urbanen Zentren gegen die Hitzebelastung
im Zeitalter des Klimawandels wird um ein Jahr bis zum 29. Juni 2023
erstreckt.

* Die Geschäftsprüfungskommission besteht aus folgenden Mitgliedern: Beat
Habegger, Zürich (Präsident); Hans-Peter Amrein, Küsnacht; Leandra Columberg,
Dübendorf; Edith Häusler, Kilchberg; Corinne Hoss-Blatter, Zollikon; René Isler,
Winterthur; Manuel Kampus, Schlieren; Gregor Kreuzer, Zürich; Davide Loss,
Thalwil; Manuel Sahli, Winterthur; Tobias Weidmann, Hettlingen; Sekretär:
Christian Hirschi.
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III. Mitteilung an den Regierungsrat.

Zürich, 12. Mai 2022

Im Namen der Kommission
Der Präsident: Der Sekretär:
Beat Habegger Christian Hirschi 

Begründung

a) Der Kantonsrat hat dem Regierungsrat am 29. Juni 2020 folgende
von Kantonsrätin Silvia Rigoni, Zürich, Kantonsrat Martin Neukom,
Winterthur, und Kantonsrätin Edith Häusler, Kilchberg, am 25. Juni
2018 eingereichte Motion zur Berichterstattung und Antragstellung
überwiesen:

Der Regierungsrat wird beauftragt, dem Kantonsrat eine Anpassung
des Planungs- und Baugesetzes sowie eine Anpassung des kantonalen
Richtplans vorzulegen, damit Mensch, Natur und Infrastruktur von
den zu erwartenden Auswirkungen des Klimawandels geschützt werden.
Insbesondere sollen dabei auch planungsrechtliche Möglichkeiten ge-
schaffen werden für die Gemeinden, die sich der jeweiligen lokalen
Herausforderungen des Klimawandels stellen müssen.

b) Der Kantonsrat hat dem Regierungsrat am 29. Juni 2020 folgende
von Kantonsrat Andrew Katumba und Kantonsrätin Silvia Rigoni,
Zürich, sowie Kantonsrat Thomas Wirth, Hombrechtikon, am 6. Mai
2019 eingereichte Motion zur Berichterstattung und Antragstellung
überwiesen:

Der Regierungsrat wird aufgefordert, dem Kantonsrat eine gesetz-
liche Grundlage zu unterbreiten, damit in kommunalen Nutzungsplanun-
gen zum Zweck des ökologischen Ausgleichs und der Unterstützung
der Verdichtung die Pflicht zur naturnahen und standortgemässen Be-
pflanzung sowie zur Begrünung von Gebäuden eingeführt werden kann.
Im Planungs- und Baugesetz sollen als Grundlage eine Unterbauungs-
ziffer und eine Versiegelungsziffer als zulässige Bauvorschriften einge-
führt werden. Zur Erreichung dieser Ziele und zwecks Förderung von
Baumpflanzungen sollen im EG ZGB die Abstandsvorschriften über-
prüft und gegebenenfalls angepasst werden.
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Beide Motionen haben eine Stärkung der planungsrechtlichen Grund-
lagen hinsichtlich einer klimaangepassten Siedlungsentwicklung zum Ziel.
Sie sind ein Auslöser für die laufenden Arbeiten zur Anpassung der
Planungsinstrumente (insbesondere Teilrevision 2020 des kantonalen
Richtplans) sowie zur Teilrevision verschiedener Rechtsgrundlagen (ins-
besondere des Planungs- und Baugesetzes [LS 700.1] und der Verkehrs-
erschliessungsverordnung [LS 700.4]). Mit diesen aufeinander abgestimm-
ten Rechtsetzungsvorhaben sollen die beiden Motionen umgesetzt
werden. Ein entsprechendes Vernehmlassungsverfahren (gestützt auf
RRB Nr. 437/2021) ist abgeschlossen. Der Regierungsrat will die Vor-
lage im Sommer 2022 dem Kantonsrat überweisen. Er ersucht deshalb
den Kantonsrat, die am 29. Juni 2022 ablaufende Frist für die Bericht-
erstattung und Antragstellung zu den beiden Motionen um jeweils ein
Jahr bis zum 29. Juni 2023 zu erstrecken.

Die Geschäftsprüfungskommission beantragt mit Beschluss vom
12. Mai 2022 dem Kantonsrat einstimmig, die vom Regierungsrat bean-
tragte Fristerstreckung zu den beiden Motionen um ein Jahr zu geneh-
migen.


